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Aktueller könnte das Thema 
nicht sein: Hitzewellen werden 
länger und intensiver, die Zahl 
der Tropennächte nimmt zu. 
Das hat die Regierung zwar be-
reits schon vor vielen Jahren er-
kannt und verabschiedete im 
Jahr 2018 eine Anpassungsstra-
tegie an den Klimawandel in 
Liechtenstein. Doch weil sich 
die klimatischen Bedingungen 
und auch der wissenschaftliche 
Kenntnisstand weiterentwickelt 
haben, soll die Strategie nun ak-
tualisiert, konkretisiert und ver-
tieft werden – vor allem mit 
einer Hitzeschutz- und Kühl-
strategie. Das beantragen die 
beiden FL-Landtagsabgeordne-
ten Manuela Haldner-Schier-
scher und Sandra Fausch via 
Pos tulat, das am Freitag einge-
reicht wurde.  ie Regierung soll 
ein Massnahmenpaket vorle -
gen, das von baulichen Vorga -
ben über die soziale Abfederung 
bis zur krisenhaften Notfallpla-
nung reicht. 

Gesundheitsschutz 
risikobehafteter Menschen 
Der Vorstoss zielt darauf ab, die 
im Juni 2018 von der Regierung 
verabschiedete «Anpassungs-
strategie an den Klimawandel» 
an den aktuellen Wissensstand 
anzupassen. Die geforderte Hit-
zeschutz- und Kühlstrategie sol-
le dabei keine isolierte Sonder-
lösung bilden. Sie sei in das be-
stehende Dachkonzept als eine 
thematische Teilstrategie einzu-
betten und mit der Energiestra-
tegie 2030 sowie der Klimastra-
tegie 2050 abzustimmen. Der 
Vorstoss verfolgt einen doppel-
ten Ansatz: Die Reduktion von 
Treibhausgasen behält weiter-
hin die höchste Priorität, gleich-
zeitig müsse sich das Land auf 
die bereits spürbaren und nicht 
mehr vermeidbaren Folgen der 
Erwärmung vorbereiten. Das 
Postulat stellt den Gesundheits-
schutz risikobehafteter Men-
schen in den Vordergrund. Dazu 
zählen ältere Personen, Pflege-
bedürftige, Säuglinge, Kinder, 
chronisch Kranke sowie Men-
schen, deren Schutzmöglichkei-
ten eingeschränkt sind. Für Al-
ters- und Pflegeheime, Spitäler, 
Schulen, Kinderbetreuungsstät-
ten und Arztpraxen wünschen 
sich die Abgeordneten sowohl 
bauliche als auch organisatori-
sche Vorkehrungen. Dazu gehö-
ren verbindliche Notfallplanun-
gen, klare Zuständigkeiten und 
Schutzkonzepte für Patientin-

nen, Bewohner sowie auch das 
Personal. 

«Kein flächendeckender 
Einbau von Klimaanlagen» 
Den flächendeckenden Einbau 
konventioneller Klimaanlagen 
lehnen die Verfasserinnen des 
Postulats aber ab, da dieser den 
Energieverbrauch erhöhe und 
Zielkonflikte mit den staatli -
chen Klimazielen erzeuge.  

«Eine zeitgemässe Kühl-
strategie darf deshalb nicht mit 
dem flächendeckenden Einbau 
konventioneller Klimaanlagen 
gleichgesetzt werden.» Statt-
dessen soll ein abgestuftes Mo-
dell geprüft werden: Passive 
Kühlung, angepasste Baukör-
perausrichtung, wirksame Be-
schattung, Fassaden- und Dach-
begrünung sowie der Einsatz 
energieeffizienter Technik sol-

len miteinander kombiniert 
werden. Die Gesetzgebung und 
die Planungsstandards für öf-
fentliche Neu- und Umbauten 
sowie Sanierungen stehen dabei 
im Fokus der Überprüfung. 

Netz öffentlich zugänglicher 
Kühlräume prüfen 
Ein weiterer Schwerpunkt liegt 
auf der Raumplanung. Dicht be-
baute und versiegelte Flächen 
heizen sich stark auf. Land und 
Gemeinden sollen die Hitzevor-
sorge systematisch in Richt-, 
Zonen-, Quartier- und Infra-
strukturplanungen verankern.  

Gefordert werden mehr 
Grünflächen, Bäume, entsiegel-
te Böden und Wasserflächen im 
Siedlungsraum. Das Postulat 
weist darauf hin, dass Zielkon-
flikte zwischen baulicher Ver-
dichtung, Wohnraumbedarf 

und Grünraumerhalt dabei ab-
zuwägen sind.  

Zudem greift der Vorstoss 
soziale Ungleichheiten im Zu-
sammenhang mit den Begriffen 
«Energiearmut» und «Hit ze -
armut» auf. Häufig leben ein-
kommensschwache Haushalte 
in schlecht isolierten Wohnun-
gen und besitzen keine Mittel 
für bauliche Nachrüstungen. Um 
allen Einwohnern Schutz zu ge-
währen, soll die Regierung ein 
Netz öffentlich zugängli cher, 
gekühlter Räume prüfen. Bi-
bliotheken, Gemeindehäuser 
oder Kulturzentren könnten 
während extremer Hitzephasen 
als Zufluchtsorte dienen. 

Als Krisenszenario in der 
Vorsorge berücksichtigen 
Da langanhaltende Hitzewel-
len mehrere Sektoren gleich-

zeitig belasten, versteht das 
Postulat diese als gesundheitli-
che und gesellschaftliche Kri-
senszenarien. Daher wird vor-
geschlagen, für das Krisenma-
nagement den Gesundheitsstab 
einzubinden. Dieser könnte 
Hitzeaktionspläne ausarbeiten, 
Risikogruppen identifizieren 
und die Abstimmung zwischen 
Behörden, Gemeinden, Ge-
sundheitswesen und Bevölke-
rungsschutz steuern.  

Neben dem Menschen 
deckt der Vorstoss auch den 
Schutz von Nutztieren, Kultur-
pflanzen, Gewässern und Öko-
systemen ab. Bestehende Richt -
linien zur Verringerung des Hit-
zestresses bei Tieren sollen 
aktualisiert und mit Schutz-
massnahmen für Böden und 
hitzeempfindliche Lebensräu-
me verknüpft werden.

Der politische Vorstoss stellt vor allem den Gesundheitsschutz risikobehafteter Menschen in den Vordergrund.  Bild: Keystone

Hitzeschutzstrategie statt 
Klimaanlagen 

Vorstoss der Freien Liste: Mehr Grünflächen, öffentliche gekühlte Räume und aktualisierte 
Notfallpläne sollen helfen, besser auf extreme Hitze reagieren zu können.

Aus der Bibliothek

Buchtipp von   
Andrea Ott 

«Cryptos – die Graphic Novel»  
  
Es ist nur ein Kontrollbesuch in 
Kerrybrook, einem idyllischen 
Fischerdorf mit viel Grün und 
geduckten Häuschen. Aber seit 
dem Morgen gab es dort einige 
Ausfälle. Und dann wird vor Ja-
nas Augen jemand umgebracht. 
Jana Pasco ist als Weltendesi-
gnerin bei Mastermind verant-
wortlich für die Gestaltung und 
die Sicherheit digitaler Realitä-
ten. Doch mit dem Mord in Ker-
rybrook kommt sie einer un-
durchsichtigen Sache auf die 
Spur. (Anzeige) 

News der Woche 

Eliots Vorlesestunde   
Am Mittwoch, 5. August, von 15 
bis 15.45 Uhr erleben Kinder von 
6 bis 9 Jahren mit dem Lesekro-
kodil «Eliot» eine spannende Vor-
lesestunde in der Landesbiblio-
thek. Ohne Anmeldung. 

Lesewanderung ins Valünatal 
Am Samstag, 29. August, 10 Uhr, 
führt die einfache Lesewande-
rung zur Alp Valüna. Unterwegs 
lesen die Bibliothekarinnen Bar-
bara Straub und Ulrike Vransak 
Texte zum Cipra-Aktionstag «Al-
pen in Bewegung». Anmeldung: 
anmeldung@landesbibliothek.li. 

Gedichte-Workshop mit Helena 
Brehm 
Tipps und Tricks rund um das 
kreative Schreiben von Gedich-
ten. Am Samstag, 3. Oktober, 18 
Uhr. Anmeldung bis 13. Septem-
ber: anmeldung@landesbiblio-
thek.li (Anzeige)

Die drei beliebtesten 
Romane   

1. Querfeldein. Alex Capus (6) 
2. Bretonischer Glanz. Jean-

Luc Bannalec (1) 
3. Engadiner Rache. Philipp 

Gurt (2) 
 
 
Die drei beliebtesten 
Kinderbücher    

1. Gregs Tagebuch 20 – Bock 
auf Party?. Jeff Kinney (1) 

2. Geh deinen Weg, Schild-
kröte. Rachel Bright (5) 

3. Der Löwe in dir. Rachel 
Bright (W) 

 
Hinweis: 

Die Daten erhebt GfK Entertain-
ment im Auftrag des SBVV. 

Bestseller der Woche

Parteienbühne 

Der Wille zur Abstimmung ist unübersehbar 
Knapp 5000 Liechtensteine-
rinnen und Liechtensteiner 
haben die Volksinitiative 
«Fristenlösung für Liechten-
stein» unterzeichnet. Das 
entspricht rund einem Viertel 
aller Stimmberechtigten. 
Dieses Ergebnis ist bemerkens-
wert und verdient Anerken-
nung. Es zeigt vor allem eines: 
Die Menschen in unserem 
Land wollen, dass über die 
grundlegende Frage einer 
Fristenlösung abgestimmt 
wird. Der Landesvorstand der 
FBP hat sich bereits im Juni 
einstimmig dafür ausgespro-
chen, dass die Initiative – 
sofern genügend Unterschrif-

ten gefunden werden - auch bei 
einer Zustimmung des Landta-
ges dem Volk zur Abstimmung 
vorgelegt werden soll. Das nun 
vorliegende Ergebnis bestätigt 
diese Haltung eindrücklich. 

Die bevorstehende Diskussion 
sollte sachlich, fair und mit 
gegenseitigem Respekt geführt 
werden. Es sollten keine gesell-
schaftlichen Gräben aufgeris-
sen oder Menschen mit ande-
rer Meinung abgestempelt 
werden. Es geht um eine mora-
lisch-ethische und persönliche 
Gewissensfrage, die jede und 
jeder für sich selbst beantwor-
ten muss. Und gerade deshalb 

ist es wichtig, offen zu diskutie-
ren, unterschiedliche Meinun-
gen und Ansichten gelten zu 
lassen und die gesellschaftli-
chen, rechtlichen sowie staats-
politischen Auswirkungen 
sorgfältig abzuwägen. 

Auch wenn die angekündigte 
Sanktionsverweigerung des 
Erbprinzen einer vollumfängli-
chen Umsetzung des Inhalts 
der Initiative entgegensteht, ist 
diese Volksabstimmung keines-
wegs bedeutungslos. Es ist 
unbestritten, dass die aktuellen 
gesetzlichen Bestimmungen 
unter anderem im Bereich der 
Information und Beratung 

einige Defizite aufweisen.  
Dies hat auch der Erbprinz im 
«Vaterland»-Interview er-
wähnt. Darüber muss auch 
nach der Abstimmung gespro-
chen werden. Der Abstim-
mungssonntag wird ein Signal 
senden und die Basis für das 
weitere Vorgehen bilden, 
welches eine sanktionsfähige 
Verbesserung der gegenwärti-
gen Ausgangslage zum Inhalt 
haben sollte. Um erfolgreich 
eine Verbesserung zu erzielen, 
sollte über alle Parteigrenzen 
hinweg zusammengearbeitet 
werden. Die FBP wird sich 
deshalb nach der Volksabstim-
mung stark dafür machen, dass 

auf Basis des Abstimmungser-
gebnisses sich alle im Landtag 
vertretenen Parteien gemein-
sam dieses Themas annehmen, 
um unter Berücksichtigung des 
Abstimmungsergebnisses 
zusammen mit dem Erbprin-
zen sanktionsfähige Verbesse-
rungen zu erzielen.

Alexander Batliner 
FBP-Präsident

4

Inland Liechtensteiner Vaterland  I  Samstag, 1. August 2026


